
Andrea Knierim, Angelika Thomas und Sebastian Schmitt

Agrarberatung im Wandel
Die landwirtschaftliche Beratung in Deutschland ist einem fortdauernden Veränderungsprozess 
unterworfen, der in den Bundesländern unterschiedlich verläuft. Vor zehn Jahren veröffentlichte 
B&B Agrar einen umfassenden Überblick über die damalige Beratungslandschaft, jetzt wurde 
dieser aktualisiert.

Ein Schwerpunkt liegt darauf, 
die vielfältigen Veränderun-
gen und Reformprozesse auf-

zuzeigen, die seitdem in den Bun-
desländern stattgefunden haben. 
Ein zweiter besteht darin, die über-
regional sich entwickelnden Bera-
tungsangebote vorzustellen. Als 
dritte Neuerung wird mithilfe des 
Konzepts des landwirtschaftlichen 
Wissens- und Innovationssystems 
(AKIS) eine Darstellung der plura-
listischen Wissens- und Beratungs-
infrastrukturen im Agrarbereich ge-
geben.

Stärkung durch GAP
Landwirtschaftliche Beratung ist 
seit Mitte 2000 durch eine Reihe 
politischer Maßnahmen im Rah-

men der gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) in Europa schrittweise ge-
fördert und gestärkt worden. So 
verpflichtete die EU-Verordnung 
(EG 1782/2003) die Europäischen 
Mitgliedstaaten seit 2007, ein 
„System zur Beratung der Betriebs-
inhaber in Fragen der Bodenbe-
wirtschaftung und Betriebsführung“ 
einzurichten. So sollten die Be-
triebsleiter darin unterstützt wer-
den, die Grundanforderungen an 
die Betriebsführung und die Erhal-
tung der Flächen in gutem land-
wirtschaftlichen und ökologischen 
Zustand zu erfüllen, die Voraus
setzung für den Erhalt von Direkt-
zahlungen sind (Cross-Compliance). 
Die aktuell gültigen EU-Verordnun-
gen unterstreichen die Bedeutung, 

die landwirtschaftlicher Beratung 
zugesprochen wird (VO 1305/ 
2013; VO 1306/2013), sie soll die 
Betriebsinhaber bei der Erfüllung 
von Standards und Verpflichtun-
gen unterstützen (Art. 10 und 11 
VO 1306/2013) und darüber hin-
aus betriebliche Maßnahmen im 
Bereich der Entwicklung ländlicher 
Räume, zur Erhöhung von Wettbe-
werbsfähigkeit oder der Entwick-
lung von Unternehmergeist för-
dern (Art. 13 VO 1305/2013). 
Weitere für die Beratungslandschaft 
relevante Politikmaßnahmen sind 
die Förderung der „operationellen 
Gruppen“ im Rahmen der Euro
päischen Innovationspartnerschaft 
„AGRI“ und die Verankerung des 
Multi-Akteurs-Ansatzes in zahlrei-
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chen europäischen Forschungspro-
jekten, die beide explizit Bezug 
nehmen auf landwirtschaftliche 
Beratung als wichtigem Akteur  
für die Entwicklung von Landwirt-
schaft und ländlichen Räumen.

Beratungslandschaft
Auch in Deutschland ist seit Mitte 
2000 Bewegung in die Organisa
tion der landwirtschaftlichen Be
ratung gekommen. Sowohl auf 
nationaler Ebene als auch in den 
Bundesländern wurden Verände-
rungs- und Reformprozesse ange-
stoßen. Zum einen wird Beratung 
inzwischen als Teil eines größeren 
landwirtschaftlichen Wissens- und 
Informationssystems (LWS bezie-
hungsweise AKIS) wahrgenommen, 
in dem unterschiedliche Akteure 
– nicht nur Beratungsorganisatio-
nen – die Bereitstellung und Ver-
breitung von Wissen und die Ent-
wicklung von Innovationen ge-
währleisten. Hier zeigt sich der 
Trend zu einer zunehmend pluralis-
tischen Beratungslandschaft.

Zum anderen ist auch eine Aus-
differenzierung von Beratungsan-
geboten zu verzeichnen. Die Viel-
falt und Komplexität an Aufgaben 
in landwirtschaftlichen Betrieben 
nimmt zu, angefangen von der 
Produktionstechnik über Mitarbei-
terführung, Finanzbuchhaltung und 
Steuerwesen bis hin zur Auseinan-
dersetzung mit Kundeninteressen 
und der öffentlichen Meinung. Ent-
sprechend resultiert daraus eine 
Fülle von Angeboten an Service-, 
Bildungs-, und Beratungsleistun-
gen sowie an Informationsbereit-
stellung und selbstorganisiertem 

Erfahrungsaustausch. Kennzeichen 
und Einflussfaktoren dieser Vielfalt 
sind:

�� die föderale und dezentrale 
politische Struktur, das heißt 
die Zuständigkeit der Bundes-
länder für alle Fragen der Bil-
dung und Beratung, die sich 
zum Teil auch in den berufs-
ständischen Organisationen 
widerspiegelt,

�� die unterschiedlichen histori-
schen Ausgangsbedingungen 
und die Wege, die die Bundes-
länder bei der Einrichtung von 
Beratungsdiensten eingeschla-
gen haben,

�� die Vielfalt an Anbaubedingun-
gen, Flächen- und Landschafts-
strukturen und Betriebsformen 
in Deutschland,

�� die unterschiedliche Verfüg
barkeit öffentlicher Mittel und 
damit verschiedene Formen der 
F inanzierung von Beratungs-
leistungen und

�� die durch gesellschaftliche 
Anforderungen bestimmten 
neuen Themen.

Es überrascht kaum, das damit 
auch ein sehr weit gespanntes Ver-

ständnis verbunden ist, was alles 
zu Beratungsleistungen gezählt 
wird: Während Beratung im ei-
gentlichen Sinne als eine geistige 
Unterstützung im Problemlösepro-
zess bezeichnet wird, können auch 
Dienstleistungen, Moderation und 
Netzwerkaufbau, Informations
bereitstellung oder Bildungsmaß-
nahmen sowohl Teil eines Bera-
tungsprozesses sein als auch sepa-
rate Aufgaben im Portfolio eines 
Akteurs im landwirtschaftlichen 
Wissenssystem.

Wissenssystem
Das Konzept des Wissens- und In-
formationssystems Landwirtschaft 
wurde jüngst um die Innovations-
komponente erweitert, es steht 
mit der Abkürzung AKIS (Agricul-
tural Knowledge and Innovation 
System) für die Kommunikation 
und das Zusammenwirken der un-
terschiedlichen, organisierten Ak-
teure im Sektor, die bei der Bereit-
stellung von Wissen für effiziente 
und effektive Problemlösungs- und 
Innovationsprozesse involviert sind 
(EU SCAR 2012). Dabei ist das Kon-
zept flexibel, es kann zum einen 
genutzt werden, um Wissensinfra-
strukturen darzustellen, das heißt: 
um eine Übersicht über Einrichtun-
gen und Organisationen zu geben, 
die als Akteure an der Bereitstel-
lung und der Übermittlung von 
Wissen beteiligt sind (Knierim et al. 
2015). Zum anderen kann es auch 
den Fokus auf den Prozess des 
Wissensaustauschs und die Zu-
sammenarbeit, auf Netzwerk- und 
Kooperationsaktivitäten und Inno-
vationsförderung legen.

Eine im Jahr 2013 erarbeitete 
Studie macht die große Vielfalt der 
AKIS-Akteure in Deutschland sicht-
bar: Nationale und Länderminis
terien mit nachgeordneten For-
schungs-, Bildungs-, Beratungs- und 
Versuchseinrichtungen, privatwirt-
schaftliche und vom Berufsstand 
getragene Bildungswerke, Bera-
tungsorganisationen und Interes-
senverbände sowie unterschiedliche 
Fach- und zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen prägen das unüber-
sichtliche Bild. Es zeigen sich ins-
besondere Unterschiede zwischen 
der nationalen Ebene, wo sich 
starke Wissensinfrastrukturen (Uni-
versitäten, Bildungswerke, Interes-
senverbände und berufsständische 
Organisationen) präsentieren, und 
den Bundesländern, die sich deut-
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Beratung in den 
Bundesländern

In einem Online-Spezial, das 
im September auf www.bub-
agrar.de erscheint, werden die 
Beratungsangebote in den ein-
zelnen Bundesländern darge-
stellt. 

Die Berufsbezeichnung Berater ist allgemein nicht gesetzlich geschützt.
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lich voneinander unterscheiden in 
der Zahl der AKIS-Akteure und der 
Organisation der Beratung.

Ein Schlüsselakteur für den Aus-
tausch zwischen Akteuren aus öf-
fentlichen und privaten Beratungs-
organisationen ist der Verband der 
Landwirtschaftskammern, der auf 
nationaler Ebene den Rahmen für 
gemeinsame Treffen bietet und so-
mit eine Plattformfunktion über-
nimmt. Während Akteure auf der 
Bundesebene in der Regel sowohl 
international, beispielsweise in  
der europäischen Union, als auch 
vertikal innerhalb ihrer Sparte be
ziehungsweise dem spezifischen 
Berufsfeld gut vernetzt sind, weist 
die horizontale Kommunikation 
zwischen den unterschiedlichen 
Akteuren in den Bundesländern 
große Defizite auf und fehlt zum 
Teil völlig.

Schließlich war ein weiteres be-
merkenswertes Ergebnis der Ex-
pertengespräche, dass zwischen 
den auf die konventionelle Land-
wirtschaft ausgerichteten Organi-
sationen und denen des Ökoland-
baus sehr wenig Kontakte und In-
formationsflüsse bestehen, sodass 
hier – im Jahr 2013 – von zwei ge-
trennten Wissenssystemen gespro-
chen werden konnte. Interessant 
war auch, dass im Ökolandbau-
Wissenssystem sowohl horizontal 
als auch vertikal eine deutlich bes-
sere bundesweite Vernetzung und 
Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Akteuren erkennbar 
war als im Bereich der konventio-
nellen Landwirtschaft (Paul et al. 
2014; Mager 2017).

Kommerzialisierung
Erkennbar, wenn auch noch nicht 
umfassend messbar, ist die zuneh-
mende Kommerzialisierung und 
Privatisierung von Beratung. Damit 
gemeint ist die Erbringung von Be-
ratungsleistungen gegen finanziel-
les Entgelt (Kommerzialisierung) 
und durch privatwirtschaftliche 
Unternehmen (Privatisierung) im 
Gegensatz zu kostenlosen staatli-
chen oder kirchlichen Angeboten. 
Ein Beispiel dafür, wie diese Aus-
richtung politisch gefördert wurde, 
stellt das an die Einführung eines 
Betriebsmanagementsystems ge-
koppelte Beratungsangebot zur 
Einhaltung der Cross-Compliance-
Regeln dar, das mithilfe von euro-
päischen Fördermitteln und im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 

Agrarstruktur und Küstenschutz 
(GAK) durch die Bundesregierung 
im Zeitraum 2007 bis 2014 finan-
ziell unterstützt wurde. Hierbei 
wurden Betriebsmanagementsys-
teme (in gedruckter beziehungs-
weise elektronischer Form) sowohl 
von staatlichen (zum Beispiel GQS 
in Baden-Württemberg) wie auch 
von privatwirtschaftlich-berufs-
ständischen Einrichtungen (zum 
Beispiel KKL vom Deutschen Bau-
ernverband) entwickelt.

Während deren durch Beratung 
begleitete Einführung im landwirt-
schaftlichen Betrieb in einigen 
Bundesländern finanziell gefördert 
wurde, haben andere Bundesländer 
kostenlose Schulungen (Bayern) 
oder aber keine Fördermöglichkei-
ten angeboten (zum Beispiel Thü-
ringen, Brandenburg etc.) (Knierim 
et al. 2011). Obwohl die Betriebs-
managementsysteme sich nach Ex-
pertenmeinung kaum durchgesetzt 
haben, ist das Prinzip der Kommer-
zialisierung inzwischen weit ver-
breitet. So hat eine standardisierte 
Befragung, bei der deutschland-
weit 95 von rund 300 angeschrie-
benen Beratungsorganisationen 
teilgenommen haben, gezeigt, dass 
gut die Hälfte der Organisationen 
sich vorwiegend durch private 
Mittel finanziert und ein weiteres 
Viertel mit einer Mischfinanzierung 
kalkuliert, während die Anteile der 
überwiegend öffentlich oder durch 
Mitgliedsbeiträge finanzierten Ein-
richtungen bei zehn und fünf Pro-
zent liegt (s. Abbildung 1).

Pluralismus
Noch vor zehn Jahren konnte die 
deutsche Beratungslandschaft im 
Wesentlichen als dreigeteilt be-
zeichnet werden: Landwirtschafts-
kammern prägten das Beratungs-
angebot im Nordwesten Deutsch-
lands und im Saarland, in den 
nordostdeutschen Bundesländern 
sind die Beratungsanbieter über-
wiegend privatwirtschaftlich orga-
nisiert und in den süddeutschen 
Bundesländern und in Sachsen be-
stand eine durch die staatliche 
Verwaltung getragene Offizialbera-
tung. Neben diesen jeweils do
minierenden Beratungsanbietern 
bestand und besteht zwar eine 
Vielzahl von Angeboten, die von 
Berufs- und Fachverbänden, F i-
nanzeinrichtungen und der vor- 
und nachgelagerten Industrie, von 
Kirchen und öffentlichen Körper-
schaften sowie nicht zuletzt von 
Landwirten selbst organisierten 
Trägern geleistet werden, allerdings 
wirken diese in der Regel auf ihre 
Mitglieder oder eine spezifische 
Zielgruppe bezogen beziehungs-
weise räumlich begrenzt (Thomas 
2007).

Die bereits genannte Befragung 
veranschaulicht die Organisations-
vielfalt mit Zahlen: Von 95 beteilig-
ten Beratungsorganisationen haben 
42 privatwirtschaftlichen Charak-
ter, sieben sind staatliche Körper-
schaften und drei Landwirtschafts-
kammern, weitere 30 werden von 
berufsständischen und die restli-
chen 13 von anderen zivilgesell-

Abbildung 1: Wichtigste Finanzquelle der 
Beratungsorganisationen (n=85)
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   Quelle: Paul et al. 2014, S. 24
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schaftlichen Organisationen getra-
gen. Die privatwirtschaftlichen und 
auch die berufsständischen Anbie-
ter sind also jeweils mit einer rela-
tiv großen Anzahl vertreten und 
reflektieren damit wahrscheinlich 
angemessen den zunehmenden 
Pluralismus.

Die Auswertung der Daten zeigt, 
dass sich diese Organisationsfor-
men deutlich in ihrer Größe und 
damit auch in ihrer internen Kom-
plexität unterscheiden: So haben 
die Einrichtungen der staatlichen 
Offizialberatung und Kammern im 
Durchschnitt zwischen 4.500 und 
7.000 Klienten, während diese 
Zahl bei den privaten Unternehmen 
und Nichtregierungsorganisationen 
(NRO) bei etwa 230 und bei be-
rufsständisch getragenen Organi-
sationen (Genossenschaften, An-
bauverbände) bei gut 1.200 Klien-
ten liegt. Die Angaben für den 
Median belegen, dass die meisten 
berufsständischen, privaten und 

zivilgesellschaftlichen Beratungs-
unternehmen deutlich weniger Kli-
enten aufweisen als die Offizialbe-
ratung (s. Tabelle 1).

Für die Qualität der Beratung 
aussagekräftiger als die Gesamt-
zahl der Klienten ist das Verhältnis 
von Klienten pro Berater/-in einer 
Organisation. Auch hier lassen sich 
aus der genannten Umfrage Durch-
schnittswerte bestimmen: Es zeigt 
sich, dass diese Rate in der Offizial-
beratung bei 160 Landwirten pro 
Berater liegt, bei den Beraterinnen 
und Beratern der Landwirtschafts-
kammern knapp unter 100 und bei 
den Mitarbeitern in privaten Orga-
nisationen bei ungefähr 60. Diese 
Zahlen legen somit eine deutlich 
bessere zeitliche Verfügbarkeit der 
privatwirtschaftlichen Beratungs-
anbieter für ihre Klienten nahe 
(s. Abbildung 2).

Andererseits legt die Umfrage 
auch offen, dass die staatlich ver-
ankerten Organisationen (Behör-

den, Kammern) einen relativ viel 
höheren Anteil an Mitarbeitern ha-
ben, die nicht direkt in der Bera-
tung aktiv sind, sondern andere 
Aufgaben übernehmen. Es ist an-
zunehmen, dass diese auch zum 
organisationsinternen Wissensaus-
tausch und zur Operationalisierung 
von Wissen beitragen, wovon die 
beratenden Kollegen profitieren, 
sodass hier ein struktureller Vorteil 
größerer Organisationen festge-
stellt werden kann.

Finanzierung
Angebot und Inhalt der Offizial
beratung verändern sich mit der 
zunehmenden Kommerzialisierung 
und Privatisierung landwirtschaft
licher Beratungsleistungen. Als 
Kernaufgaben, die vielerorts aus 
öffentlichen Mitteln finanziert wer-
den, bleiben die Ausbildungs- und 
Förderberatung sowie die fach-
rechtliche und teilweise auch die 
sozio-ökonomische Beratung exis-
tenzgefährdeter Betriebe, also 
Themen, bei denen Informations-
pflichten und öffentliches Interesse 
oder Fürsorge klar benannt sind. 
Bei Themen wie Cross Compliance, 
das eine Verschränkung von Fach- 
und Förderrecht darstellt, finden 
sich verschiedene Modelle für die 
Bereitstellung öffentlich finanzier-
ter oder geförderter Informations- 
und Beratungsangebote. Darüber 
hinaus werden nur noch einge-
schränkt öffentliche Mittel für die 
einzelbetriebliche Beratung land-
wirtschaftlicher Unternehmer ver-
wendet, wie in den folgenden Ka-
piteln zu den einzelnen Bundes
ländern deutlich wird.

Die öffentliche Förderung von 
Umsetzung der Beratung landwirt-
schaftlicher Unternehmer erfolgt 
meist im Rahmen von EU-Pro-
grammen und als Kofinanzierung 
durch die Bundesländer. Hierbei 

Abbildung 2: Die durchschnittliche Klienten-Berater-Rate  
der Organisationstypen
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   Quelle: Paul et al.2014, S. 27

Tabelle 1: Anzahl Klienten pro Beratungsorganisationstyp

Staatliche 
Beratung

Kammer-
Beratung

Berufsständi-
sche Beratung

Private 
Unternehmen

NRO

Anzahl Org. (N) 4 3 23 35 7

Durchschnitt 7.031 4.500 1.284 225 236

Median 4.050 750 200 70 110

Höchster Wert 20.000 12.000 10.000 3.500 1.000

Niedrigster Wert 23 750 30 3 45

   Quelle: Paul et al. 2014, S. 27
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werden neben Landes- und natio-
nalen Geldern Mittel des Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die 
ländliche Entwicklung (ELER) ein-
gesetzt. In der aktuellen Förder
periode 2014 bis 2020 können 
explizit Maßnahmen zum Wissens
transfer und zur Beratung geför
dert werden. Von den sechs Prio
ritäten für die Ländliche Entwick-
lung in der EU stellt der erste 
Bereich „Förderung von Wissens
transfer und Innovation“ ein Quer-
schnittsbereich dar. Innerhalb des 
zweiten Bereichs „Verbesserung 
der Lebensfähigkeit der landwirt-
schaftlichen Betriebe und der 
Wettbewerbsfähigkeit aller Arten 
von Landwirtschaft in allen Regio-
nen und Förderung innovativer 
landwirtschaftlicher Techniken und 
der nachhaltigen Waldbewirtschaf-
tung“ haben einige Bundesländer 
die Förderung für Beratungsmaß-

Tabelle 2: Umsetzung der geförderten Beratung im Rahmen von ELER 2014–2020  
(EC Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 2017)

Geplanter Mittel
einsatz für ELER 
2014–2020 insge-
samt (EU, Bund, 
Ländermittel)  
in Mio. Euro

Maßnahmen zur 
Förderung von 
einzelbetrieblicher 
Beratung für Land-
wirte innerhalb  
der Priorität 2

Maßnahmen zur 
Förderung zur 
Schulung von 
Beratern innerhalb 
der Priorität 2

Geplante Mittel für 
Beratungsdienste 
als Gesamtausgabe 
in Mio Euro und  
in % des Länd
lichen Entwick-
lungsprogramms

Baden- 
Württemberg 1.825 – 32,4 (1,78 %)

Bayern 3.558 – – –

Brandenburg/ 
Berlin 1.346 – – –

Hessen 651 – – –

Mecklenburg- 
Vorpommern 1.198 – 4,67 (0,39 %)

Niedersachsen/ 
Bremen 2.299    * 9,6 (0,42 %)

Nordrhein- 
Westfalen 1.183 – 7,3 (0,62 %)

Rheinland- 
Pfalz 662 – 8,0 (0,12 %)

Saarland 59 – – –

Sachsen 1.139 – – –

Sachsen- 
Anhalt 1.196 – – –

Schleswig- 
Holstein 870 – 5,0 (0,57 %)

Thüringen 900 –

   * �Entsprechend des PFEIL Programms werden die Berater geschult, nicht nur zu den geförderten Beratungsthemen Wissen zu vermitteln, sondern 

auch die Zielsetzung hinter den EU-Verpflichtungen und die Ziele der GAP zu erklären.

nahmen und Schulung von Beratern 
entsprechend des ELER-Artikels 
15 aufgenommen (s. Tabelle 2).

Innerhalb der im ELER Pro-
gramm vorgegebenen Ziele bieten 
die Bundesländer je nach Ausge-
staltung die Förderung zu bestimm-
ten Themenbereichen an und set-
zen die maximale Förderhöhe fest. 
Beratung zu Tierwohl, Greening, 
Cross-Compliance, ökologischem 
Landbau sind Themen die geför-
dert werden, aber auch eine ge-
samtbetriebliche Analyse, Fragen 
der Diversifizierung oder Neugrün-
dungen in der Landwirtschaft.

In einigen Ländern wird auch 
Beratung bei der Vorbereitung und 
Einrichtung operationeller Grup-
pen der Europäischen Innovations-
partnerschaft „Landwirtschaftliche 
Produktivität und Nachhaltigkeit“ 
angeboten. Diese operationellen 
Gruppen können ebenfalls durch 

die Umsetzung der ELER Program-
me gefördert werden, was in den 
Bundesländern unterschiedlich zur 
Anwendung kommt 

Qualifikation
Die Berufsbezeichnung Berater  
ist allgemein nicht gesetzlich ge-
schützt. Schaut man sich die Kom-
petenzanforderungen für die land-
wirtschaftlichen Beratungskräfte 
an, die für eine Zulassung für die 
geförderte Beratung verlangt wer-
den, so sind dies in der Regel ein 
einschlägiger Hochschulabschluss 
oder vergleichbare Erfahrung, der 
Nachweis einer beratungsmetho-
dischen Qualifikation, Berufspraxis 
von zwei Jahren und die regel
mäßige Teilnahme an Fortbildungs-
maßnahmen.

Die Frage, wie Beratungskräfte 
zu ihren Grundqualifikationen, ins-
besondere den methodischen, 
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kommen und welche Standards 
gesetzt und nachvollzogen werden 
können, ist keinesfalls neu und hat 
mit der Entwicklung eines Bera-
tungsmarktes und den genannten 
Förderbedingungen im landwirt-
schaftlichen Bereich an Bedeutung 
zugenommen. Bis auf einige weni-
ge Ausnahmen, wie beispielsweise 
Bayern, übernehmen die Bundes-
länder nicht mehr die Berateraus-
bildung, sondern der Staat tritt als 
qualitätsprüfendes Organ für die 
Berateranerkennung auf. Die fach-
liche Fortbildung als eine qualitäts-
sichernde Maßnahme wird in den 
meisten Bundesländern von den 
Landesanstalten oder im Verbund 
der Landesanstalten mit anderen 
Akteuren in Forschung und Ver-
suchswesen angeboten beziehungs-
weise koordiniert. In der Regel 
liegen die Gebühren im Bereich 
der Selbstkostenbeteiligung.

Parallel zum Rückgang der eige-
nen Nachwuchsausbildung, bei-
spielweise im Referendariat für zu-
künftige Offizialberater, lassen sich 
die Zunahme in der länderüber-
greifenden Beraterausbildung und 
die Entwicklung gebührenpflich
tiger Ausbildungsangebote beob-
achten. Ein Beispiel ist die Land-
wirtschaftskammer Niedersachsen, 
deren Qualifizierungsprogramme 
für Beratungskräfte nicht nur von 
Ringberatern aus Niedersachsen 
besucht werden, sondern auch 

von Beratungskräften anderer Or-
ganisationen und anderer Bundes-
länder.

Ein weiteres Beispiel, das auch 
den Bedarf nach Zertifizierung zeigt, 
ist die Maßnahme zur „Kompetenz
entwicklung für Beratungskräfte 
im Ländlichen Raum Europas“. 
Hier wurden unter dem Dach der 
Internationalen Akademie land- 
und hauswirtschaftlicher Beraterin
nen und Berater (IALB) Standards 
für ein Qualifizierungsangebot für 
Beratungskräfte im ländlichen 
Raum erarbeitet, das mit dem Zer-
tifikat CECRA abschließt (www. 
cecra.net). Modulanbieter sind in 
Deutschland die Staatliche Füh-
rungsakademie für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (FÜAK) 
in Bayern, die Landesanstalt für 

Entwicklung der Landwirtschaft 
und der ländlichen Räume (LEL) in 
Baden-Württemberg, der Landes-
betrieb Landwirtschaft Hessen – 
Bildungsseminar Rauischholz
hausen (LLH), in Österreich die 
Hochschule für Agrar- und Um-
weltpädagogik in Wien und in der 
Schweiz AGRIDEA. Sie realisieren 
das Modulprogramm und bieten 
die dafür erforderlichen Lehr-
gangsunterlagen an unter Berück-
sichtigung gemeinsam entwickel-
ter IALB-Standards. Zu dem 
Programm aus Modulen, Selbst-
studium und Abschlussarbeit, die 
zum Zertifikat führen, gehören 
zwei Pflichtmodule zu den Grund-
lagen des Beratungsverständnisses 
und der Kommunikation in der 
Beratung.� ■
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